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Weltweit leben geschätzt 55,2 Millionen Menschen mit Demenz, in 
Deutschland waren es Ende 2023 ca. 1,8 Millionen Menschen, davon  
2/3 Frauen, überwiegend ab 65 Jahren aufwärts. 
Bis 2050 schätzt man eine Zunahme auf ca.2,7 Millionen Menschen, 
allein 2023 kamen 445.000 Neufälle dazu. 
 
Demenz ist ein Sammelbegriff, darunter versteht man die 
unterschiedlichsten Störungen und Erkrankungen des Gehirns, die 
häufigste Form ist die Alzheimer Krankheit. 
 
Zu den gängigsten Symptomen gehören 
 

- Orientierungslosigkeit 
-  Gedächtnisverlust 
- Schwierigkeiten in der Kommunikation 
-  Verhaltensauffälligkeiten 
-  Persönlichkeitsveränderungen 

 
Demenz ist in aller Regel fortschreitend und gilt aktuell noch als 
unheilbar 
 
Demenzkranke handeln oft überraschend und unvorhersehbar. 
Aufgrund der schleichenden Entwicklung und den verschiedenen 
Stadien der Erkrankung ist die Frage der rechtlichen Auswirkungen 
immer wieder neu zu bewerten. 
 
Die Diagnose Demenz als solche hat zunächst noch keine Auswirkung 
auf die Geschäftsfähigkeit des Betroffenen. 
 
Unter Geschäftsfähigkeit verstehen Juristen die Fähigkeit, selbständig 
rechtswirksame Entscheidungen zu treffen und bindende Verträge 
abzuschließen. ( §§ 104 ff BGB ) 
 
Die volle Geschäftsfähigkeit haben Personen ab 18 Jahren, zwischen 7 
und 18 Jahren gilt eine beschränkte Geschäftsfähigkeit.  



Geschäftsunfähig ist eine Person unter 7 Jahren immer oder eine 
Person, deren Geistestätigkeit dauerhaft gestört ist und die keine freie 
Willensbildung mehr haben kann.  
 
Rechtsgeschäfte, die ein Geschäftsunfähiger abschließt, sind nichtig und 
damit als von Anfang an unwirksam. 
 
Davon zu unterscheiden ist die sog. Rechtsfähigkeit. Darunter versteht 
man die Fähigkeit,  Träger von Rechten und Pflichten zu sein. Jeder 
Mensch ist ab der Vollendung seiner Geburt rechtsfähig, es besteht 
keine Kopplung mit der Geschäftsfähigkeit 
 
 
 
Eine demente Person kann anfangs zweifelsohne noch geschäftsfähig 
sein. 
 
In aller Regel besteht aber die  begründete Gefahr, daß die Fähigkeit, die 
Tragweite von Geschäften zu beurteilen, mit fortschreitender Demenz 
weniger wird und dann endgültig verloren geht. 
 
Kleinere Geschäfte des Alltags, wie z.B. der tägliche Erwerb der 
Zeitung oder der Brötchen, der Einkauf im Supermarkt können aber trotz 
der Demenz und der vorhandenen Geschäftsunfähigkeit als wirksam 
gelten, wenn die Ware an den Dementen übergeben und von diesem 
bezahlt wird, aber auch nur dann. 
 
Die Feststellung einer Geschäftsunfähigkeit erfolgt im übrigen nicht 
durch den Hausarzt, sondern durch ein Fachgutachten eines Psychiaters 
oder Neurologen. 
 
Für jeden Patienten, dem die Diagnose Demenz eröffnet wird, stellt sich 
die bange Frage, wie wird mein Leben sich verändern, was kann und 
muß oder sollte ich tun, um der Situation gerecht zu werden. 
 
 
1.Demenz und Berufstätigkeit 
 
Was hat der Betroffene, der zum Zeitpunkt der Diagnose Demenz noch 
im Berufsleben steht, zu beachten: 
Eine Verpflichtung, den Arbeitgeber über die Erkrankung zu informieren, 
besteht grundsätzlich nicht, es sei denn die Erkrankung hat derartige 
Auswirkungen auf die Arbeit, daß andere gefährdet werden.  



Dies gilt auch, wenn nach der Diagnose bei einem neuen Arbeitgeber ein 
Arbeitsverhältnis begründet werden soll. 
 
Solange die beruflichen Fähigkeiten nur gering eingeschränkt sind, kann 
eine Reduzierung der Arbeitszeit in Betracht kommen. Darauf hat der 
Betroffene unter bestimmten Voraussetzungen einen gesetzlichen 
Anspruch. 
 
Sind die Einschränkungen schon signifikant und steht Arbeitsunfähigkeit 
im Raum, kommt zunächst eine Krankschreibung mit Anspruch auf 
Entgeltsfortzahlung und danach Bezug von Krankengeld für längstens 78 
Wochen innerhalb von je drei Jahren ( für dieselbe Krankheit ) in 
Betracht. 
 
Am Ende steht die Einleitung der Berentung. 
 
Praxistipp: 
Besteht eine Berufsunfähigkeitsversicherung, sollte abgeklärt werden, ob 
und wenn ja wie die Bedingungen für den Eintritt der Versicherung bei 
Pflegebedürftigkeit oder Demenz vertraglich geregelt sind. 
Wenn die Demenz zu einem Grad der Pflegebedürftigkeit führt, der im 
Vertrag definiert ist, kommt die Zahlung einer BU-Rente in Betracht 
 
 
2. Demenz und Autofahren 
 
Autofahren ist mehr als nur die Möglichkeit, von A nach B zu gelangen. 
 
Es ist das Symbol schlechthin für Freiheit, Unabhängigkeit  und gibt  das 
Gefühl, die eigene Kontrolle über Zeit und Leben zu haben. 
 
Für den Kranken ist es auch oft die einzige Chance, an vielerlei 
Aktivitäten teilzunehmen und damit den Kontakt zur Außenwelt zu halten. 
 
Einem Dementen das Autofahren verbieten? Ein ganz heikles Thema: 
 
Bei beginnender Demenz ergaben Studien, aber auch die Auswertung 
praktischer Fahrtests, erstaunlicherweise, daß die erforderliche 
Fahreignung sehr oft noch im hohen Maß vorhanden ist. 
 
In den Begutachtungsleitlinien zur Kraftfahrereignung wird daher 
kein grundsätzliches Fahrverbot bei leichter Demenz gefordert. 
 
Mit anderen Worten: 



Bei beginnender, leichter Demenz hat der Betroffene noch die generelle 
Befähigung zum Führen eines Kraftfahrzeuges. 
 
Das kann sich aber schnell ändern. 
Im Verlauf der Erkrankung nehmen in aller Regel die Beeinträchtigungen 
der geistigen Leistungsfähigkeit zu. 
 
Bedeutet: 
Gedächtnis, Aufmerksamkeit, Wahrnehmung und auch insbesondere 
Konzentration, Orientierungsvermögen und Urteilsfähigkeit nehmen ab. 
 
Dann bedarf es der individuellen Abklärung, ob der Betroffene wirklich 
noch fahrtauglich ist. 
Sinnvoll kann dann eine Fahrverhaltensprobe sein, durch eine 
Fahrschule, es gibt Checks und Beratung z.B. auch durch den ADAC. 
 
Der behandelnde Arzt ist im Rahmen des Arzt-Patienten-Vertrages 
verpflichtet, bei entsprechender Diagnose auf eine bereits vorhandene 
oder demnächst eintretende Fahruntauglichkeit hinzuweisen. 
Die aus dem Behandlungsvertrag resultierende Schweigepflicht darf ein 
Arzt aber nur in absoluten Ausnahmefällen brechen. 
 
 
Warnzeichen für verminderte Leistungsfähigkeit im Verkehr sind: 

- Auffällig langsames Fahren 
- Desorientiertheit an Kreuzungen 
- Unentschlossenes Verhalten z.B. beim Anfahren 
- Verfahren auf an sich bekannten Strecken 
- Nichtbeachten von Verkehrsschildern- nun ja, das zeigen auch 

viele andere Verkehrsteilnehmer hin und wieder 
 
Das Fahrverhalten hängt auch stark von der diagnostizierten Form der 
Demenz ab. Erkrankte der sog.  Frontotemporalen Demenz sind 
regelmäßig  schon sehr früh besonders aggressiv und risikofreudig und 
daher eine Gefähr für den Straßenverkehr und sich selbst. 
 
Menschen mit Alzheimererkrankung sind erfahrungsgemäß eher 
übervorsichtig. 
 
Für den behandelnden Arzt gilt, er muß nach der Diagnose Demenz den 
Patienten auf Befund und Bedeutung auch in Hinsicht auf die Teilnahme 
am Straßenverkehr hinweisen 
 
Für alle gilt : 



bei mittelschwerer und schwerer Demenz ist das Autofahren tabu. 
 
Wie man den Betroffenen zur Einsicht bringt, auf das Auto zu verzichten- 
ja, da gibt es die skurrilsten Ratschläge auch in der Fachpresse. 
 
Ich habe immer wieder gelesen, mit Tricks den Betroffenen abzuhalten 
ins Auto zu steigen, ihn anzuschwindeln, auf seine Vergesslichkeit zu 
bauen pp. 
 
Ich finde das nicht in Ordnung.  
 
Tipps, wie  
nur noch am Tag fahren,  
nur bekannte Wege, 
kurze Strecken, und die schön langsam  
 
sind doch auf Dauer nicht ok.  
 
Ratschläge wie  
Schlüssel wegnehmen, 
Auto woanders parken, damit der Betroffene es nicht sieht und nicht 
getriggert wird,  
schwindeln, es sei kaputt usw.  
 
ich finde das unwürdig, für den Betroffenen und für den, der auf solche 
Tricks zurück greift. 
 
Bestehen berechtigte Zweifel an der Fahrtauglichkeit  und der Betroffene  
weigert sich, das einzusehen, bleibt als ultima ratio die Meldung genau 
dieser Zweifel bei der zuständigen Führerscheinstelle der Stadt oder 
Gemeinde.  
 
Das hat nichts mit Denunziation zu tun, sondern auch mit einer  
Art Garantenpflicht, auch  Aufsichts- und Sorgfaltspflicht, die eingreift, 
wenn man die Erkrankung weiß und den Umstand , daß der Betroffene 
die Diagnose ignoriert. 
 
Die Behörde muß dem Hinweis nachgehen und ein somit amtlich 
veranlaßtes Gutachten der Fahreignung einholen.  
 
Dort werden dann die erforderlichen Tests durchgeführt, um 
Reaktionssicherheit, Konzentrations- und Wahrnehmungsfähigkeit zu 
beurteilen. 
 



Kommt das Gutachten zu dem Ergebnis, die Fahrtauglichkeit ist nicht 
mehr gegeben, wird die Fahrerlaubnis widerrufen, der Führerschein 
eingezogen.  
 
Nur am Rande- wenn jemand krankheitsbedingt nicht mehr in der Lage 
ist, ein Auto sicher zu führen , dies weiß und dann dennoch fährt und 
Leib und Leben anderer gefährdet, macht sich strafbar § 315 c StGB 
Gefährdung des Straßenverkehrs. 
 
 
3 Demenz und  Haftung, bzw. Haftpflichtversicherung 
 
Wer einen Schaden verursacht, haftet auf Schadensersatz gemäß § 823 
BGB 
 
Für den Dementen wichtig ist aber die Ausnahme, nämlich § 827 BGB 
 
Dieser regelt, daß eine Person, die im Zustand der Bewusstlosigkeit oder 
einem die freie Willensbildung ausschließenden Zustand krankhafter 
Störung der Geistestätigkeit einem anderen einen Schaden zufügt, für 
den Schaden nicht verantwortlich ist. 
Eine solche Person ist nicht deliktsfähig. 
Da wird es problematisch, wenn die Demenz erst am Anfang steht oder 
das Allgemeinverhalten des Betroffenen sehr von der Tagesform 
abhängig ist, also schwankt. 
Da gibt es oft Streit ob diese Ausnahmeregel des § 827 BGB eingreift 
oder nicht. 
 
Daher ganz wichtig: 
  
Abschluß einer Privathaftpflicht mit Vereinbarung einer sog. 
Deliktsunfähigkeitsklausel, auch Demenzklausel genannt. 
 
Diese Klausel besagt, daß die Versicherung auch dann zahlt, wenn der 
Versicherte nicht deliktsfähig ist, d.h. sie gilt für Kinder unter 7 Jahren, 
wie auch für Demenzkranke und Menschen mit geistiger Behinderung. 
Im übrigen- auch bei einem Heimaufenthalt ist eine solche Versicherung 
extrem sinnvoll. 
 
Wird eine Versicherung nach der Diagnose Demenz abgeschlossen, 
muß die Erkrankung gegenüber der Versicherung angegeben werden. 
Wird sie verschwiegen, haftet die Versicherung selbst, wenn eine 
Demenzklausel vereinbart wurde, nicht wegen Verletzung der 
vertraglichen Obliegenheit. 



 
Wird eine Versicherung abgeschlossen und tritt die Demenz später auf, 
ist es ,wenn keine Demenzklausel vereinbart wurde, eine Frage der 
Kulanz der Versicherung. 
 
 
 
4. Demenz  und Finanzen/ Rechtsgeschäfte 
 
Typische Verhaltensmuster sind: 

- Menschen heben das gesamte Geld ab, weil sie der Bank 
mißtrauen und verstecken das Geld irgendwo zu Hause, wo sie es 
nicht mehr finden 

- Sie verlieren oder verschenken mit einmal Bargeld 
- Machen mit einem mal z.B. online oder über das Fernsehen oder 

an der Haustür Kaufverträge oder tätigen Rechtsgeschäfte, auch 
wenn sie im rechtlichen Sinn nicht mehr geschäftsfähig sind 

 
Wenn so etwas beobachtet wird und der Betroffene keine 
Vorsorgevollmacht oder Generalvollmacht erteilt hat, kommt die 
Beantragung einer rechtlichen Betreuung für den Bereich „ finanzielle 
Angelegenheiten „ in Betracht. 
 
 
Außerdem: 
Nicht selten finden Angehörige unbekannte Vertragsunterlagen, zu 
denen der Betroffene nichts mehr weiter ausführen kann. 
 
Werden solche Unterlagen unmittelbar nach Vertragsschluß gefunden, 
ist Eile geboten, da z.B. die Widerrufsfrist für sog. Fernabsatzverträge- 
wie telefonisch oder an der Haustür geschlossene Verträge nur 14 Tage 
beträgt. 

 
Ist bereits aufgrund der Schwere der Demenz unstreitig und beweisbar 
Geschäftsunfähigkeit eingetreten, kann der Vertrag widerrufen werden, 
wobei den Angehörigen hier die Beweislast trifft- z.B. ärztl. Attest. 
Manche Firmen sind hier kulant. 
 
Kann man die Geschäftsunfähigkeit nicht beweisen oder war es einfach 
noch nicht so weit, unbedingt derartige Verträge z.B. 
Abonnementsverträge kündigen, um weitere finanzielle Schäden 
auszuschließen. 
 
 



5. Demenz und Gesundheitsfürsorge 
 
Die kognitiven Einschränkungen bei Demenz können insbesondere auch 
die Fähigkeit einschränken, nach ärztlicher Aufklärung in eine 
medizinische Heilmaßnahme oder Behandlung einzuwilligen. 
Ärzte sind daher sehr vorsichtig, denn ohne eine rechtswirksame 
Einwilligung in eine ärztliche Behandlung macht sich ein Arzt strafbar. 
 
Solange noch eine sog. Einwilligungsfähigkeit besteht, - darunter 
versteht man die Fähigkeit, auf der Grundlage der ärztlichen Aufklärung 
Wesen, Tragweite und Bedeutung einer in Frage stehenden Maßnahme 
zu erfassen,- kann der demente Mensch in ärztliche Maßnahmen 
einwilligen oder auch sogar Erklärungen im Rahmen einer 
Patientenverfügung abgeben oder ändern. 
 
Ansonsten gilt auch hier, wenn keine Vorsorgevollmacht besteht, daß ein 
Betreuungsverfahren einzuleiten ist. 
 
Zwar hat der in wirksamer Ehe lebende Ehepartner ein sog. 
Notvertretungsrecht, zeitlich befristet und auf gesundheitliche 
Maßnahmen beschränkt, das reicht in aller Regel aber nicht wirklich aus, 
so daß auch hier eine Betreuung im Vordergrund steht. 
 
Sogar ein Betreuer muß sich aber übrigens bei sehr schwerwiegenden 
ärztlichen Maßnahmen, z.B besonders riskanten Operationen, die 
Einwilligung des Betreuungsgerichts einholen.  
 
 
6.Was darf der Demente und was nicht mehr 
 
a. 
Er darf an Wahlen teilnehmen und seine Stimme abgeben. 
Seit 2019 gibt es ein Assistenzrecht, d.h. u.U. dürfen Hilfspersonen 
unterstützend bei der Ausübung des Wahlrechts  tätig werden, jegliche 
Manipulation und Beeinflussung ist aber verboten und in § 107a StGB 
mit Freiheitsstrafe bis zu 5 Jahren bedroht 
 
b. 
kleinere Alltagsgeschäfte kann und darf er tätigen, also Dinge des 
täglichen Bedarfs einkaufen und bezahlen. 
 
 
 
 



c. 
was  nicht mehr geht ist – die Errichtung eines Testaments- das setzt 
nämlich volle Testierfähigkeit voraus und für die gelten prinzipiell die 
Bestimmungen wie zu der Geschäftsfähigkeit. 
 
Soll bei einer leichten, beginnenden Demenz ein Testament errichtet 
werden, empfiehlt sich die Wahl des notariellen Testaments, da sich der 
Notar von der Testierfähigkeit des Mandanten überzeugen muß, gepaart 
mit einem ärztlichen Attest des behandelnden Hausarztes zu der 
Testierfähigkeit aus medizinischer Sicht. 
 
d. 
Er kann keine Vollmacht mehr erteilen, um eine andere Person in die 
Lage zu versetzen, ihn in allen oder bestimmten Dingen des Lebens zu 
vertreten. 
 
Eine Vollmachtserteilung ist ein ganz normales Rechtsgeschäft, das 
Geschäftsfähigkeit voraussetzt. 
 
Bei beginnender Demenz gilt das zum Testament gesagte, 
Vollmachtserteilung  am besten in Form einer notariellen Urkunde. 
 
An dieser Stelle noch einmal der Hinweis : 
Es ist mehr als sinnvoll, in guten Zeiten eine Vorsorgevollmacht und 
auch eine Patientenverfügung zu errichten. 
 
Dann ist unabhängig vom weiteren Werdegang des Lebens geklärt und 
geregelt, wer Sie später in welchen Belangen des Lebens wie vertreten 
soll .  
 
Auch die rechtzeitige Errichtung einer Patientenverfügung stellt sicher, 
daß Sie bis zu Ihrem letzten Atemzug in dem von Ihnen geforderten 
Umfang behandelt werden 
 
Karin Koeppe 
13.10.2025 


